
 

 

 

 
 

 

Erklärung zur OffenlegungsVO 
 

Verordnung (EU) 2019/2088 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. November 2019 über 
nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im 
Finanzdienstleistungssektor 

 

 

 
 

 



 

 

Umgang mit Nachhaltigkeitsrisiken (Art. 3 OffenlegungsVO) 

Gegenüber der Gesellschaft und unseren Kunden stehen wir in der Verantwortung, zum Klimaschutz, 
zu einer Verbesserung der sozialen Gerechtigkeit und zu einer ethischen Unternehmensführung und 
damit zu einer nachhaltigeren Wirtschaft und Gesellschaft beizutragen. Neben der Beachtung von 
Nachhaltigkeitszielen in unserer Unternehmensorganisation selbst sehen wir es als unsere Aufgabe 
an, auch unsere Kunden für Aspekte der Nachhaltigkeit zu sensibilisieren. Im Rahmen der 
Vermögensverwaltung erfragen wir deren diesbezüglichen Vorstellungen und Wünsche und setzen 
diese sodann um. 

Umweltbedingungen, soziale Verwerfungen und oder eine schlechte Unternehmensführung können 
sich in mehrfacher Hinsicht negativ auf den Wert der Anlagen und Vermögenswerte unserer Kunden 
auswirken. Zur Begrenzung von Nachhaltigkeitsrisiken versuchen wir Anlagen in solche Unternehmen 
zu identifizieren und möglichst auszuschließen, die ein erhöhtes Risikopotential aufweisen. Dies kann 
dadurch erreicht werden, dass wir bei der Produktauswahl in der Vermögensverwaltung auf Ratings 
anerkannter Agenturen achten oder indem wir Investmentfonds auswählen, deren Anlagepolitik ESG-
Kriterien berücksichtigt bzw. die anerkannte ESG-Indizes nachbilden. 

Nichtberücksichtigung nachteiliger Auswirkungen von Investitionsentscheidungen auf 
Nachhaltigkeitsfaktoren (Art. 4 Offenlegungs-VO) 

Investitionsentscheidungen können nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt (z.B. Klima, Wasser, 
Artenvielfalt), auf soziale - und Arbeitnehmerbelange haben und auch der Bekämpfung von 
Korruption und Bestechung abträglich sein. 

Wir haben grundsätzlich ein erhebliches Interesse daran, unserer Verantwortung als 
Finanzdienstleister gerecht zu werden und dazu beizutragen, derartige Auswirkungen im Rahmen 
unserer Anlageentscheidungen zu vermeiden. Die Umsetzung der hierfür vorgegebenen rechtlichen 
Vorgaben ist nach derzeitigem Sachstand jedoch aufgrund der bestehenden und noch drohenden 
bürokratischen Rahmenbedingungen unzumutbar. Überdies sind wesentliche Rechtsfragen noch 
ungeklärt. 

Zur Vermeidung rechtlicher Nachteile sind wird daher derzeit daran gehindert, eine öffentliche 
Erklärung dahingehend abzugeben, dass und in welcher Art und Weise wir die im Rahmen unserer 
Investitionsentscheidungen die nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren 
(Umweltbelange usw.) berücksichtigen. Daher diesem sind wir gehalten, auf unserer Webseite zu 
erklären, dass wir diese vorläufig und bis zu einer weiteren Klärung nicht berücksichtigen. 

Wir erklären aber ausdrücklich, dass diese Handhabung nichts an unserer Bereitschaft ändert, einen 
Beitrag zu einem nachhaltigeren, ressourceneffizienten Wirtschaften mit dem Ziel zu leisten, 
insbesondere die Risiken und Auswirkungen des Klimawandels und anderer ökologischer oder 
sozialer Missstände zu verringern. 

Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in die Vergütungspolitik (Art. 5 Offenlegungs-VO) 

Eine systematische Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in die Vergütungspolitik unseres 
Unternehmens erfolgt derzeit nicht. 


